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MEDIENMITTEILUNG  
Sperrfrist: Freitag, 12. Juni (frei für Freitagsausgaben) 

 

Stopp sexuelle Gewalt  
 
Ein Jahr nach historischem Frauenstreik: Appell für ein zeitge-
mässes Sexualstrafrecht lanciert 
 

Bern, 12. 06. 2020 – Ein Jahr nach dem historischen Frauenstreik vom 14. Juni 2019 lancie-

ren über 55 Organisationen und 130 Persönlichkeiten aus Justiz, Politik und Kultur den 

nationalen Appell für ein «zeitgemässes Sexualstrafrecht». Sie rufen zu einer raschen und 

umfassenden Gesetzesreform in der Schweiz auf, die einen besseren Schutz vor sexueller 

Gewalt garantieren soll. 

 

«Wir fordern die Revision des Schweizerischen Strafgesetzbuches, damit alle sexuellen Handlun-

gen ohne Einwilligung angemessen bestraft werden können. Die Straftatbestände Art. 189 (sexu-

elle Nötigung) und Art. 190 (Vergewaltigung) sollen entsprechend ergänzt werden», heisst es im 

Appell. «Sexuelle Selbstbestimmung ist ein grundlegendes Menschenrecht: Sex braucht die Zu-

stimmung von allen Beteiligten. Das Gesetz muss endlich die sexuelle Selbstbestimmung besser 

schützen!»  

 

55 Verbände, Fachstellen und NGO tragen die Forderung mit – dazu gehören unter anderem Am-

nesty International, Alliance F, SEXUELLE GESUNDHEIT SCHWEIZ, Terre des femmes, Dao 

Dachorganisation der Frauenhäuser und zahlreiche Opferhilfestellen.  

 

Über 130 Persönlichkeiten sind Erstunterzeichnende des Appells, darunter Politikerinnen und Po-

litiker verschiedener Parteien, Strafrechtsexpert*innen, Rechtsanwält*innen, Ärtz*innen, Fachbe-

raterinnen* und Kulturschaffende. Sie wollen mit dem Appell ein Zeichen setzen für die politische 

Debatte zur Reform des Sexualstrafrechts in der Schweiz. 

 

«Sexuelle Handlungen gegen den Willen einer Person darf das Strafrecht nicht to-

lerieren. Das veraltete Sittenbild muss aus dem Recht entfernt werden», sagt Kath-

rin Bertschy, Co-Präsidentin Alliance f und Nationalrätin GLP.  

 

«Von Sex kann nur geredet werden, wenn alle Beteiligten einverstanden sind. Alles 

andere ist Gewalt», sagt Tamara Funicello, Co-Präsidentin SP Frauen* Schweiz. 

 

«Das gegenwärtige Gesetz ist ein Relikt aus einer Zeit, die wir hinter uns lassen 

wollen. Sexuelle Handlungen gegen den Willen des Opfers müssen heute als 

schweres Delikt anerkannt werden, auch wenn keine Nötigung angewandt wurde» , 

sagt Lisa Mazzone, Ständerätin Grüne Partei. 

Massive Übergriffe bleiben unbestraft 

 
Opferanwält*Innen und Opferhilfestellen betonen immer wieder die Schwierigkeiten, denen Be-

troffene heute beim Zugang zur Justiz ausgesetzt sind. Oftmals müssen sie den Betroffenen er-

klären, dass eine Anzeige aussichtslos ist, weil nicht ausreichend psychischer Druck, Gewalt oder 
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Bedrohung angewandt wurde und der Fall deshalb nicht in die aktuelle strafrechtliche Definition 

von Vergewaltigung oder sexueller Nötigung passt.  

«Das geltende Recht wird der grossen Mehrheit der Übergriffe nicht gerecht. Die meisten Täter 

müssen keine Gewalt anwenden, da sie die Überforderung des Opfers und das Vertrauensver-

hältnis ausnutzen», sagte Alexandra Karle, Geschäftsleiterin der Schweizer Sektion von Amnesty 

International. «Massive Eingriffe in die sexuelle Selbstbestimmung bleiben in der Schweiz regel-

mässig straflos».  

 

Eine repräsentative Erhebung von gfs.bern im Auftrag von Amnesty International hat 2019 ein scho-

ckierendes Ausmass sexueller Gewalt auch in der Schweiz offengelegt. 22 Prozent der Frauen in der 

Schweiz haben demnach während ihres Lebens ungewollte sexuelle Handlungen erlebt, 12 Prozent 

erlitten Geschlechtsverkehr gegen den eigenen Willen. Nur 8 Prozent der Betroffenen erstatteten nach 

sexueller Gewalt Anzeige bei der Polizei. 

Frischer Wind in Europa 

 
Das Justizdepartement prüft derzeit im Auftrag der Rechtskommission des Ständerats, wie das 

Schweizer Strafrecht sexuelle Handlungen gegen den Willen einer Person behandeln soll, wenn weder 

Gewalt noch Drohung vorlag. Die Verwaltung wurde beauftragt bis Sommer 2020 einen entsprechend 

überarbeiteten Gesetzestext vorzulegen (mehr Infos). 

In Folge der Ratifizierung der Istanbul-Konvention des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von 

Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt haben diverse europäische Länder angekündigt, dass 

sie die strafrechtliche Definition der Vergewaltigung neu formulieren wollen. Bis heute stellen bereits 

neun Länder in Europa Vergewaltigung aufgrund fehlender Zustimmung unter Strafe (Belgien, 

Deutschland, Griechenland, Island, Irland, Luxemburg, Schweden, das Vereinigte Königreich und Zy-

pern). In Spanien, Dänemark, den Niederlanden und Finnland werden entsprechende Reformen dis-

kutiert.  

«In diesem Bereich des Strafrechts weht in Europa ein frischer Wind. Es ist Zeit, dass er auch die 

Schweiz erfasst. Die Strafrechtsreform muss klar zum Ausdruck bringen, dass Sex ohne Zustimmung 

nicht toleriert wird», sagte Barbara Berger, Geschäftsleiterin der Organisation SEXUELLE GESUND-

HEIT SCHWEIZ. 

INTERVIEWANFRAGEN:  

 

 Kathrin Bertschy, Tel: 078 667 68 85 

 Tamara Funiciello, Tel: 079 390 73 44 

 Lisa Mazzone, Tel: 077 404 16 08 

 Alexandra Karle, Amnesty International, Tel: 079 379 80 37 

 Barbara Berger, SEXUELLE GESUNDHEIT SCHWEIZ, Tel: 079 333 72 88 
 
Für weitere Informationen zur Kampagne von Amnesty Schweiz wenden Sie sich bitte an deren 
Medienstelle: +41 (0)79 379 80 37 oder bgerber@amnesty.ch 
 
 
LINKS: 

 

 Über 100 Persönlichkeiten und 40 Organisationen stehen hinter dem Appell: 
www.stopp-sexuelle-gewalt.ch/de 

 Video und Bilder  

 Liste der Erstunterzeichnenden im Anhang (PDF)  
 

https://cockpit.gfsbern.ch/cockpit/sexuelle-gewalt-in-der-schweiz/
https://www.amnesty.ch/de/themen/frauenrechte/sexuelle-gewalt/dok/2020/neue-gesetzesvorlage-zur-revision-des-sexualstrafrechts
mailto:bgerber@amnesty.ch
http://www.stopp-sexuelle-gewalt.ch/de
https://aich.smugmug.com/2020/Lancierung-Appell-sexuelle-Selbstbestimmung-schützen/n-s2MWXg/
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KONTAKT:  

 
SEXUELLE GESUNDHEIT SCHWEIZ  
Daniela Enzler 
Kommunikationsverantwortliche 
daniela.enzler@sexuelle-gesundheit.ch 
031 311 44 08 / 078 638 87 23 
 
 

SEXUELLE GESUNDHEIT SCHWEIZ ist die Dachorganisation der Beratungsstellen, Fachorgani-
sationen und Fachpersonen, die im Bereich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit und der 
Sexualaufklärung in der Schweiz tätig sind. Sie ist Partnerin vom Bundesamt für Gesundheit bei 
der Umsetzung des Nationalen Programms HIV und andere sexuell übertragbaren Infektionen 
(NPHS). SEXUELLE GESUNDHEIT SCHWEIZ engagiert sich auf nationaler sowie auf internatio-
naler Ebene für eine umfassende Sexualaufklärung und die Promotion und Einhaltung der sexu-
ellen Rechte. SEXUELLE GESUNDHEIT SCHWEIZ ist akkreditiertes Mitglied der International 
Planned Parenthood Federation (IPPF).  
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